


hat der 10. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Koblenz durch die Vorsitzende Richterin am Ober-

landesgericht Dr. Janßen, die Richterin am Oberlandesgericht Walter und die Richterin am Ober-

landesgericht Schleiffer am 18.07.2022 einstimmig beschlossen:

Der Senat erwägt, die Berufung gemäß § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO zurückzuweisen. Die Gründe 

werden nachfolgend dargestellt:

Die Voraussetzungen, die Berufung im Beschlussweg nach § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO zurückzu-

weisen, sind nach Auffassung des Senats gegeben. Die Berufung hat offensichtlich keine Aus-

sicht auf Erfolg und die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung. Weder erfordert die Fort-

bildung des Rechts noch die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung 

des Berufungsgerichts (durch Urteil). Eine mündliche Verhandlung ist nicht geboten.

Mit dem angegriffenen Urteil hat das Landgericht im Ergebnis zu Recht entschieden, dass die 

Klageanträge derzeit unbegründet sind. Das Landgericht hat es zu Recht offen gelassen, ob die 

Klägerin tatsächlich bedingungsgemäß berufsunfähig ist, denn ihre Ansprüche aus dem Berufs-

unfähigkeitsversicherungsvertrag der Parteien sind jedenfalls derzeit nicht fällig. Die mit der Beru-

fungsbegründung gegen dieses Urteil erhobenen Berufungsrügen greifen nicht durch.

1. § 14 Abs. 1 VVG bestimmt, dass Geldleistungen des Versicherers mit Beendigung der zur 

Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfangs der Leistung des Versicherers notwendi-

gen Erhebungen fällig sind. Vorliegend sind die notwendigen Erhebungen der Beklagten noch 

nicht abgeschlossen.

Zu den notwendigen Erhebungen des Versicherers zählt zunächst die Beschaffung derjenigen 

Unterlagen, die ein durchschnittlich sorgfältiger Versicherer dieses Zweiges braucht, um den gel-

tend gemachten Versicherungsfall festzustellen und abschließend zu prüfen, in welchem Umfang 

- sowie über den engen Gesetzeswortlaut hinaus - auch ob und wem gegenüber er zur Leistung 

verpflichtet ist; dabei kann es auch um die Voraussetzungen einer Obliegenheitsverletzung ge-

hen, die sich auf die Leistungspflicht auszuwirken vermag. Hinzu kommt diese Prüfung selbst; in-

soweit wird dem Versicherer eine gewisse Überlegungsfrist eingeräumt, vgl. Prölss/Martin-Arm-

brüster, VVG, § 14 RN 8 und 9. Zu lang andauernden Erhebungen des Versicherers, die sich auf 

Seiten des Versicherungsnehmers zu existenziell bedrohlichen Situationen auswachsen können, 

soll § 14 VVG, der die Dauer bis zur Fälligkeit der Leistungen auf notwendige Erhebungen be-

schränkt, gerade entgegenwirken, vgl. Langheidt/Wandt - Fausten, Münchener Kommentar zum 
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Dr. Janßen Walter Schleiffer
Vorsitzende Richterin 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht

 

Beglaubigt:

(Schmitt), Justizsekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

(Dienstsiegel)
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